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Mehr Schulferien im Winter, weniger im Sommer

Eine prüfenswerte Idee
ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Schule und Corona – diese Kombination sorgt in
der öffentlichen Debatte für einen starke Emo-
tionen weckenden Streitpunkt. Es geht ums Wohl
der jüngsten, gewissermassen schutzbedürftigs-
ten Mitglieder unserer Gesellschaft. Und fast
alle Erwachsenen sind irgendwie betroffen: Hat
oder hatte man nicht Kinder im schulfähigen Al-
ter, so drückte man zumindest selbst einmal die
Schulbank. Dass die neu aufgeflammte Diskus-
sion rund um Schulschliessungen, für diese sich
notabene Bundesrätin Viola Amherd ausspricht,
die Wogen hochgehen lässt, erstaunt da nicht.

In diese Debatte fällt nun ein Vorschlag eines
Mitglieds der wissenschaftlichen Task-Force des
Bundes, des Genfer Epidemiologen Antoine Fla-
hault. Er regt eine unorthodoxe, so noch nie er-
griffene Massnahme an: Die Sommerferien sol-
len dieses Jahr verkürzt, die traditionellen Sport-
ferien im Winter dagegen verlängert werden.
In der Endabrechnung kämen die Kinder und
Jugendlichen damit auf die (ungefähr) gleiche
Anzahl Wochen im Präsenzunterricht.

Was eine solche Massnahme aus epidemiologi-
scher Sicht bringen würde, ist umstritten. Kinder
gelten nicht als Treiber der Pandemie, wie in den
vergangenen Monaten x-fach wiederholt wurde.

Die sogenannte «Ciao Corona»-Studie, die an
Zürcher Schulen durchgeführt wurde, hat gezeigt,
dass bis November rund 8 Prozent der untersuch-
ten Schülerinnen und Schüler eine Infektion mit
dem Coronavirus durchgemacht hatten. Ballun-
gen von Ansteckungen gab es kaum.

Neuste Studien aus Grossbritannien nuancie-
ren dieses Bild:Perioden von geschlossenen Schu-
len – also etwa Ferien – hätten die Ansteckungen
unter Kindern deutlich reduziert, wobei dies be-
sonders für Sekundarschüler gelte. Hinzu kom-
men dieAuswirkungen auf die Eltern:Müssen die
Sprösslinge zu Hause bleiben, zwingt dies Müt-
ter und Väter zumeist, es ihnen gleichzutun.Auch
ihre Kontakte sind,was epidemiologisch positiv zu
werten ist, zwangsläufig eingeschränkter.

Dennoch wären Schulschliessungen auch in
der zurzeit instabilen Lage der falsche Weg. Sie
dürfen nur das allerletzte zu ergreifende Mittel
sein – Fernunterricht hin oder her. Die Erfahrun-
gen vom vergangenen Frühling zeigen, dass Kin-
der aus bildungsfernen Schichten besonders be-
nachteiligt werden und die Chancengleichheit da-
mit zusätzlich erschwert wird. Kurz: Der Präsenz-
unterricht soll, wenn immer möglich, beibehalten
werden – erst recht auf Primarstufe.

Die Verschiebung der langen Ferien ist hin-
gegen ein interessanter und prüfenswerter An-

satz, um die Fallzahlen möglichst zu drücken. Das
gilt umso mehr für den Fall, dass sie dazu beitra-
gen könnte, die sonst möglicherweise doch not-
wendigen Schulschliessungen zu verhindern. Das
Recht der Kinder und Jugendlichen auf Bildung
würde nicht eingeschränkt,weil die totale Präsenz-
zeit gleich bleiben würde. Die Erfahrung zeigt,
dass die epidemiologische Gefahr in der warmen
Jahreszeit geringer ist, zudem dürfte bis dann ein
beträchtlicher Teil der Bevölkerung geimpft sein.

Man darf sich allerdings nichts vormachen;
in der Praxis wäre die Massnahme ungemein
schwierig umzusetzen. Sie würde die Organisa-
tion auf verschiedenen Ebenen auf den Kopf stel-
len: Die Kantone hätten eine komplexe Hauruck-
übung zu machen, zumal die Sportferien man-
cherorts schon bald beginnen. Eltern (und teil-
weise Grosseltern) müssten zusätzliche Ferien
eingeben und allenfalls bereits gebuchte Strand-
ferien oder Heimaturlaube verkürzen. Arbeit-
geber müssten ihren Mitarbeitern entgegenkom-
men. Nicht zuletzt ist die körperliche Aktivität
im Freien, die im Sommer naturgemäss einfacher
und lustiger ist, wichtig für die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen.

Aber hat uns diese Krise nicht gelehrt, mit
einer gewissen Denkflexibilität auf all das zu
reagieren, was wir uns nie gewünscht hätten?

Verschwinden des Alibaba-Gründers

Die Partei stutzt Jack Ma zurück
MATTHIAS KAMP

Jack Ma ist in China eine Ausnahmeerscheinung,
und das in vielerlei Hinsicht. Der 56-jährige ehe-
malige Englischlehrer hat das, was den meisten
chinesischen Wirtschaftsführern und Politikern
fehlt: Charisma, Ausstrahlung, Aura. Ma kann in
Lederjacke und mit der E-Gitarre einen Saal zum
Rocken bringen. Am WEF 2017 parlierte er auf
grosser Bühne in fliessendem Englisch, für den
Abend lud er zu einer grossen Party. Ma ist wohl
der chinesische Unternehmer, der einem Elon
Musk oder einem Jeff Bezos am nächsten kommt.

Wie kein anderer Firmengründer verkörpert
Ma zudem den Aufstieg Chinas zur globalen
Technologiemacht. Innert zwei Jahrzehnten hat
er aus der kleinen B2B-Plattform Alibaba einen
hoch profitablen Technologiekonzern mit globa-
len Aktivitäten vom Cloud-Computing bis zur
Kreditvergabe gemacht. Ma ist damit zum Idol
von Millionen von Chinesinnen und Chinesen
geworden und wird auch im Ausland bewundert.
Der Aufsteiger aus kleinen Verhältnissen steht
für das neue China, so wie es der Staats- und Par-
teichef Xi Jinping der Welt präsentieren will.

Im Zuge seines unternehmerischen Aufstiegs
hat derAlibaba-Gründer gelernt,durch die politi-

schen Untiefen in China zu manövrieren, in denen
die Kommunistische Partei letztlich alle wichtigen
Entscheidungen trifft.Vor einigen Jahren machte
Ma seine Parteimitgliedschaft öffentlich. Das be-
wahrt ihn nun aber nicht vor dem Zugriff des lan-
gen Arms der Partei. Seit zwei Monaten wurde
Ma nicht mehr in der Öffentlichkeit gesehen. Bei
einer TV-Talentshow fehlte er als Juror; Alibaba
teilte mit, es habe eine Terminkollision gegeben.
Die Gerüchte schiessen seither ins Kraut.

Es ist im Grunde zweitrangig, ob Ma nun fest-
gehalten und verhört wird, sich auf Anraten der
Behörden aus der Öffentlichkeit zurückgezogen
hat oder ob er aus freien Stücken beziehungsweise
in vorauseilendem Gehorsam für einige Zeit ab-
getaucht ist. Sein Verschwinden zeigt, dass das
Regime im Zweifel keine Gnade kennt. Wer in
China neben dem Staats- und Parteichef zu gross
und zu mächtig wird,wird gnadenlos geschrumpft:
heute Darling der politischen Machthaber und
Aushängeschild des Landes, morgen Persona
non grata, im schlimmsten Fall Häftling. So ging
es schon vielen Unternehmern. Einen potenziel-
len Verlust des Ansehens Chinas oder wirtschaft-
liche Schäden nimmt die Regierung dabei in Kauf.

Das Fass zum Überlaufen gebracht haben
dürfte der Auftritt des Alibaba-Gründers, der sich

2019 aus dem Tagesgeschäft des Konzerns zurück-
gezogen hat, an einer Konferenz in Schanghai im
Oktober. Vor Chinas versammelter Finanzelite
bezeichnete er dort die Regulatoren als «Alther-
renklub». Kurze Zeit später stoppten die Behör-
den den Börsengang der Ant Group, des Finanz-
arms von Alibaba. Inzwischen rücken die Regu-
latoren der Alibaba-Gruppe auch mit den Kar-
tellgesetzen zu Leibe; laut Medienberichten soll
Alibaba ausserdem Daten zur Vergabe von Kon-
sumentenkrediten offenlegen. Dass die Finanz-
sparte des Unternehmens wegen ihrer Grösse
ein systemisches Risiko darstellt, ist sicherlich
der Fall. Dass die Behörden dies erst 48 Stunden
vor dem geplanten IPO bemerken, ist indes un-
wahrscheinlich.

Hielt Ma sich womöglich für unangreifbar? In
Xis China, das hat sich in den vergangenen Jahren
immer wieder gezeigt, ist niemand unangreifbar,
und sei er noch so erfolgreich. Es gibt auch für
Privatunternehmer viele rote Linien. Und dass
selbst ein Jack Ma nicht weiss, wo sie genau ver-
laufen, zeigt, welches Klima der Unberechenbar-
keit im Land herrscht. Vermutlich wird er in ein
paar Wochen wieder auftauchen. Aber wer Herr
im Haus ist, weiss Ma dann. Seine schillernden
Auftritte dürften der Vergangenheit angehören.

Venezuelas Opposition in der Sackgasse

Das Militär blockiert den Wandel
WERNER J. MARTI

Diese Woche ist in Venezuela ein weiteres Ka-
pitel des Kampfes gegen die Diktatur von Nico-
lás Maduro erfolglos zu Ende gegangen. Vor
zwei Jahren hatte sich der Vorsitzende des von
der Opposition kontrollierten Parlaments, Juan
Guaidó, zum Übergangspräsidenten erklärt. Er
stützte sich auf eine Verfassungsbestimmung,
wonach der Parlamentspräsident interimistisch
die Präsidentschaft übernimmt, wenn zu Beginn
einer Amtszeit kein legitimer Anwärter darauf
existiert. Die Opposition machte zu Recht gel-
tend, dass es sich bei der Wiederwahl von Maduro
nicht um einen regulären demokratischen Urnen-
gang gehandelt habe. Guaidó wurde in der Folge
von fast 60 Regierungen als der legitime Präsi-
dent Venezuelas anerkannt, vor allem von Demo-
kratien in Europa und Nord- und Südamerika.

Guaidós Strategie wurde anfangs von der
venezolanischen Opposition und den ihn unter-
stützenden Staaten mit grosser Hoffnung beglei-
tet. Doch es ist ihm nie gelungen, reale Macht zu
erringen. Er blieb ein symbolischer Gegenpräsi-
dent. Mit der Neubestellung des Parlaments hat
er nun diese Woche die rechtliche Basis für seine
Gegenpräsidentschaft verloren. Es erscheint un-

klar, welche Strategie die Opposition im Moment
noch zum Erfolg führen könnte.

Venezuela macht damit eine Erfahrung, die
auch andere Staaten wie etwa Weissrussland oder
die Länder des arabischen Frühlings hatten ma-
chen müssen. Eine oppositionelle Massenbewe-
gung allein genügt im Allgemeinen nicht, um
einen verhassten Autokraten zu stürzen. Solange
der zivile und der militärische Machtapparat zu-
sammenhält,haben es Massenbewegungen gegen
Diktatoren schwer. Häufig ist es gerade der Zer-
fall der Einheit der regierenden Eliten, der das
Ende eines solchen Regimes einläutet.

Der Fall von Venezuela zeigt dies exempla-
risch. Maduro verfügt mit der Armee, den Poli-
zeikräften und mehreren hunderttausend bewaff-
neten Milizionären über ein Gewaltmonopol.
Die Opposition hat keine Kontrolle über Waffen.
Dies bedeutet, dass sich ein bedeutender Teil der
Sicherheitskräfte von der Regierung lossagen
müsste, bevor es zu einem gewaltsamen Sturz von
Maduro kommen kann – zumindest solange man
eine Intervention von aussen ausschliesst.

Eine solche steht nicht in Aussicht. Eine be-
waffnete Invasion wäre selbst für die USA kein
Sonntagsspaziergang und könnte einen beträcht-
lichen Blutzoll fordern.Venezuela ist für die USA

und die Nachbarländer nicht wichtig genug, als
dass sie ein solches Wagnis eingehen würden.

Dies führt zur Frage, weshalb die venezola-
nischen Sicherheitskräfte so kompromisslos zu
Maduro halten. Der Leistungsausweis des Auto-
kraten ist katastrophal. Er hat es geschafft, dass in
dem Land mit seinen riesigen Erdölreserven die
Verarmung inzwischen bis weit in die Mittelklasse
reicht. Das müsste doch auch in Militärkreisen
den Wunsch aufkommen lassen, eine Regierung
zu installieren, welche die Grundbedürfnisse der
Bevölkerung befriedigen kann.Auch dieAngehö-
rigen der Militärs leiden unter der Krise.

Doch die Militärs sind zu stark mit dem Regime
verbandelt,als dass sie sich von Maduro und seinen
Leuten einfach lösen könnten. Sie sind direkt an
der Regierung beteiligt und haben sich durch Kor-
ruption und Drogenhandel bereichert. Bei einem
Regimewechsel müssten auch sie mit Strafverfol-
gung rechnen. Sie werden deshalb das Regime so
lange wie möglich stützen. Zudem wird Maduro
von mehr als tausend kubanischen Agenten vor
allfälligen Abweichlern in seinen eigenen Sicher-
heitskräften geschützt. Für die Opposition ist dies
eine schlechte Nachricht. Solange sich die Inter-
essenlage des Militärs nicht grundsätzlich ändert,
wird ein Regimewechsel schwierig sein.

ZUGESPITZT

Studenten werden
die Ersten sein
ANDRÉ MÜLLER

Als junger «Gstudierter», erst recht als
«Phil.-Einser», muss man sich in der
Schweiz einiges anhören. «Was wirst du
nach dem Studium machen», heisst es
mehr anklagend als fragend, «Lehrer?»
Der Handwerker weist bei der Termin-
findung wenig dezent darauf hin, dass
sein Arbeitstag bereits um 7 Uhr an-
fange. Und selbst wenn wir als Mitt-
zwanziger in den erlauchten Kreis des
produzierenden Humankapitals aufstei-
gen und Kantons- und Gemeindesteu-
ern abliefern, kommen wir nicht aus der
Defensive. Der Dauerverdacht, dass wir
uns auf Kosten des Staats bloss ein paar
schöne Selbstfindungsjahre mit wilden
Studentenpartys gegönnt haben, wird
uns ein Leben lang begleiten.

Am tiefsten trifft der Vorwurf, dass
wir Akademiker in der freien Natur
nicht lange überleben würden. Viel-
leicht, weil er wahr ist. Wir zitieren
Lacan und entwerfen Marketingstrate-
gien für fiktive KMU, können aber
keine Fische fangen und braten.

Doch Corona ist die grosse Revanche
der Universitärgebildeten: Endlich
braucht es uns. Wir haben den Impfstoff
entwickelt! Und die Tests! Und wir sind
die letzten Stützen einer bröckelnden
Volkswirtschaft. Restaurants werden
landesweit geschlossen, die Beizer fal-
len dem Staat zur Last. Doch wir Stu-
dierten sitzen im Home-Office, bewaff-
net mit Microsoft Teams und Skype,
und wertschöpfen, was das Zeug hält.

Auch wenn es ans Lebendige geht,
behalten wir jetzt die Oberhand.
Unsere schmächtigen Körper wären
keine Hilfe, müssten wir im Endstadium
der Zombie-Apokalypse um die letzten
Raviolidosen im Coop kämpfen. Aber
wenn die Gesellschaft nächstens im
Impfchaos versinkt, drängeln wir uns
gnadenlos an die Spitze: mit Control F5.

Wir werden uns impfen lassen. Con-
trol F5. Denn wir können uns dafür an-
melden. Control F5. Als Erste und Ein-
zige. Control F5. Weil wir wissen, Con-
trol F5, wie wir die kantonale Anmelde-
seite neu laden. Control F5. Alle zwei
Sekunden. Control F5. Wir haben die
schnellsten Zeigefinger. Control F5.
Denn wir haben Uni-Module gebucht.
Control F5. Unser halbes Leben lang.
Control F5. Eine gnadenlose Prozedur.
Control F5. Die sich in Sekundenbruch-
teilen entscheidet. Control F5. Eine dar-
winistische Selektion. Control F5. Die
den Verlierern nichts übrig lässt. Control
F5. Ausser den Proseminaren am Mon-
tag. Control F5. Um 8 Uhr früh. Control
F5. Es wird ein stiller Triumph – Control
F5 –, da wir allein zu Hause sind. Con-
trol F5. Aber er wird umso süsser. Enter.
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